
                       Anmerkungen zum Bürgerbegehren 
                    wegen Freiflächenphotovoltaikanlagen 
 
 
Von einigen scheinbar enttäuschten Befürwortern von Freiflächenanlagen wird seit dem 
eindeutigen Bürgerentscheid vom 05.03.2023 argumentiert, 
   
a) ….. nicht die Mehrheit der Bürger habe die Anlage abgelehnt, sondern nur gut 38 % der 
           Wahlberechtigten.   
    
b) ….. an das Ergebnis beim Bürgerentscheid ist die Gemeinde nur 1 Jahr gebunden, 
           weshalb man nun diese Zeit nützen sollte, um einen Kriterienkatalog aufzustellen, 
           auf welchen Flächen zukünftig derartige Projekte entstehen könnten. 
 
c) .…. wegen der Ablehnung des Photovoltaik-Parks durch das Bürgerbegehren würden 
          jährlich ca. 57.000,-- € an kommunalen Einnahmen verschenkt (bzw. wurde diese 
          Summe von den CSU-Gemeinderäten bei ihrer Haushaltsrede sogar auf 20 Jahre 
          hochgerechnet, um auf ca. 1,2 Mio. € zu kommen zzgl. evtl. entgangener 
          Gewerbesteuereinnahmen). 
  
 
Dazu möchten wir Folgendes anmerken: 
 
zu a) … Beim Bürgerentscheid hatten 1.587 Bürger die Möglichkeit, von ihrem Wahlrecht 
             Gebrauch zu machen. Allerdings besteht in unserem Land keine Wahlpflicht. 
             Wenn sich also 692 Wahlberechtigte dafür entschieden haben, nicht zur Wahl zu 
             gehen, muss dies respektiert werden. Somit kam die anstehende Entscheidung 
             gesetzlich völlig legitim mit 610 „Ja“-Stimmen (= 68,15 %) gegen 284 „Nein“- 
             Stimmen (= 31,7 %) bei 1 ungültigen Stimme zustande. 
 
zu b) … Beim Bürgerbegehren lautete die Frage: „Sind Sie dafür, dass auf dem 
             Gemeindegebiet Buchdorf/Baierfeld keine Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
             auf landwirtschaftlichen Nutzflächen und auf Sondergebieten errichtet werden? 
 
             Die Fragestellung war wohl eindeutig. Nachdem diese Frage von ca. 68,2 % der 
             Wähler mit „Ja“ beantwortet wurde, fragt man sich, wieso dieses eindeutige 
             Votum der Wähler nicht verbindlich anerkannt wird. Natürlich sieht das Gesetz vor, 
             dass die Gemeinde nur 1 Jahr an das Ergebnis eines Bürgerentscheids gebunden 
             ist. Aber das heißt doch im Umkehrschluss nicht, dass man diese Entscheidung 
             nicht auch darüber hinaus anerkennen kann. Wieso machen sich also manche 
             Gedanken darüber, wie man den Wählerwillen nach einem Jahr ignorieren kann? 
             Können es manche – aus welchen Gründen auch immer – nicht akzeptieren, dass 
             die Mehrheit der Bürger eine anderslautende Meinung hat, und mit ihrem 
             eindeutigen Votum eine Gemeinderats-Entscheidung gekippt hat? 
 
zu c) … Verschenken kann man nur, was man hat. 
 
              Diese Einnahmen war keinesfalls sicher, sondern nur eine Option für den Fall, 
              dass das Projekt „Freiflächen-Photovoltaikanlage“ zustande kommt. 
     
              Natürlich wäre es für unsere Gemeinde gerade jetzt gut, wo wegen enormer 
              Ausgaben für diverse Projekte Kreditaufnahmen in Millionenhöhe notwendig sind, 



              wenn man die Einnahmenseite steigern könnte. 
 
              Aber muss man dafür wertvollen Grund und Boden opfern und unsere schöne 
              Landschaft zerstören, nur um ehrgeizige, überteuerte Projekte umzusetzen und 
              zu finanzieren? 
 
 
Um mit den Einnahmen der Gemeinde auszukommen, gibt es andere  Möglichkeiten – 
zum Beispiel 
 

                                                    „SPAREN“. 
 
Dazu einige Beispiele, die um sehr viele andere Sachen ergänzt werden könnten: 
 
a)  Beim Pflasterbelag für die „Neue Mitte“ standen verschiedene Materialien zur Auswahl. 
     Im Gemeinderat wurde mehrheitlich der „Portugiesische Granit“ befürwortet. Dieser 
     wurde auf ca. 215.000,-- € netto beziffert. Der „günstigere“ chinesische Granit wurde für 
     ca. 148.000,-- € netto angeboten. Differenz: 67.000,-- € netto = 79.730,-- € brutto. Von 
     einem CSU-Gemeinderat wurde damals argumentiert, dass man dafür ja 60 % 
     Förderung bekommt und der teurere Belag deshalb der Gemeinde nur ca. 32.000,-- € 
     mehr kosten würde. 
 
Hinweis:    Förderungen sind auch Steuergelder, die von den Bürgern unseres Landes 
                 erwirtschaftet werden müssen. 
 
     Positiv anzumerken wäre, dass im Gremium wenigstens davon abgesehen wurde, den 
     in der vorigen Gemeinderatsperiode angedachten Pflasterbelag „Dolomit – Traco“ für 
     ca. 455. 000,-- € netto einzubauen, um Kosten zu sparen. 
 
b)  Es ist vorgesehen, den Maibaum künftig auf dem neuen Dorfplatz zu erstellen. Die 
     geschätzten Kosten für das „Fundamentbauwerk Maibaum“ betragen laut dem 
     planenden Landschaftsarchitektenbüro Nowak.Müller 50.000,-- € netto = 59.500,-- € 
     brutto. 
 
     Man fragt sich zurecht, ob eine derartige Ausgabe notwendig ist, nachdem beim 
     Feuerwehrhaus bereits ein entsprechendes Fundament besteht, das bisher die 
     notwendigen Dienste leistete und auch weiterhin einsatzfähig wäre. 
 
c)  Laut den Planungen sollen die dem Platz zugewandten Wangen der Treppenanlage 
     und die Seiten der Mauern auf dem neuen Dorfplatz „verkleidet“ werden. Warum diese 
     vermutlich auch kostspielige Maßnahme notwendig ist, muss man nicht verstehen. Die 
     Kosten dieser Maßnahme sind dem Gemeinderat allerdings nicht bekannt, da sie in 
     der Kostenaufstellung nicht einzeln ausgewiesen wurde. 
 
d)  Die aktualisierte Kostenberechnung sieht für den angedachten Brunnen auf dem neuen 
     Dorfplatz Ausgaben in Höhe von 52.260,-- € netto (= über 62.000,-- € brutto) vor. 
 
     Nachdem in unmittelbarer Nähe bei der Sparkasse bereits eine großzügige 
     Brunnenanlage vorhanden ist, muss die Frage erlaubt sein, wozu ein weiterer Brunnen 
     notwendig ist? 
 
     Zudem sollte man bei einer weiteren Brunnenanlage auch die Unterhaltskosten nicht 



     außer acht lassen. Allein für den Stromverbrauch für die bereits bestehenden Brunnen 
     an der Sparkasse und am ehemaligen Mack-Weiher entstehen der Gemeinde jährlich 
     Kosten für ca. 6.500 kwh. Diese Kosten können auf Grund des sich ändernden 
     Strompreises nicht genau beziffert werden. 
 
e)  Falls die geplanten Kreditaufnahmen so eintreffen, wie im Haushaltsplan vorgesehen, 
     wird die Gemeindekasse im Jahr 2026 mit ca. 272.000,-- € Kreditzinsen belastet. 
 
 
Beispiel für Bauprojekte, die unser Dorf in die Schuldenfalle führen: 
 
„Neue Mitte“ = DORFZENTRUM mit 
 

– Rathaus (bisherige Baukosten ca. 4,1 Mio. €, zzgl. Restkosten in Höhe von ca. 
75.000,-- € sind noch zu bezahlen) – keine Förderung 

 
– Bürgerhaus (bisherige Kosten ca. 253.000,-- €, zzgl. Baukostenschätzung bis zur 

Fertigstellung 7,8 Mio. €) - Förderung in Höhe von ca. 3,1 Mio. € zugesagt 
    

– Geschäftshaus 1 (bisherige Baukosten ca. 2.458.000,-- €, zzgl. Restkosten in Höhe 
von ca. 700.000,-- €  sind noch zu bezahlen) – keine Förderung 

   
– Geschäftshaus 2 (bisherige Kosten ca. 84.000,-- € - Bau ist momentan nicht 

möglich und es besteht auch kein Bedarf) – keine Förderung 
    

– Abbruch und Freiflächengestaltung (bisherige Kosten ca. 378.000,-- € - weitere 
Kosten in Höhe von mind. 1 Mio. € stehen noch für Bauabschnitt 1 an. Kosten für 
Fertigstellung bisher nicht bekannt) – Förderung in Höhe von 600.000,-- € zugesagt 

    
– Sanierungsbetreuung (Kosten bisher ca. 54.000,-- €) - wird gefördert 

    
– Vorbereitende Untersuchungen (Kosten ca. 41.000,-- €) - wurde gefördert 

   
– VOF-Verfahren (Kosten ca. 172.000,-- €) - wurde gefördert 

    
Beispiele von Steuergeldverschwendung aus der Vergangenheit: 
 
a) Erwerb des sogenannten „Schneck-Hauses“, um es dann abzubrechen. Hier sei 
    angemerkt, dass dieses Haus seitens eines privaten Interessenten gekauft worden 
    wäre, um es weiterhin zu bewohnen. Dieses Wohnhaus war also keineswegs so 
    marode, dass der Abbruch gerechtfertigt gewesen wäre. 
 
b) Erwerb des Raiffeisenareals – ebenfalls gekauft, um die Gebäude abzureißen, anstatt 
    sie wie in anderen Gemeinden durch Sanierung einer neuen Nutzung zuzuführen. 
 
c) Erwerb des Neher-Grundstücks mit Wohnhaus - bis dahin ebenfalls bewohnt – musste 
    dem Gestaltungswillen der damaligen Gemeinderatsmehrheit ebenfalls weichen. 
 
Die Kosten für den Erwerb ohne Abbruch betrugen über 1 Mio. € - keine Förderung. 
 
Buchdorf, 31.03.2023 


